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Die  Wiesn:  Ein  Volksfest  der  gemischten
Gefühle
Es ist wieder Oktoberfest Zeit.  Für manche das höchste der Gefühle, für
andere ein Grund das Münchner Stadtzentrum für zwei Wochen zu meiden.

Egal ob man nun regelmäßiger Wiesn-gänger ist oder nicht, die wenigsten
Münchner:innen würden leugnen, dass die Wiesn grundlegend mit Exzess,
Übergriffen  und  Kommerz  verbunden  ist.  Das  Ganze  ist  ein  zunehmend
teurer Spaß. 2026 liegt der Preis für eine Maß, also einen Krug (ca. 1 Liter)
Bier, zwischen 14,80 und 15,90€. Die Preise für Essen in den Zelten und an
den Buden sind ebenfalls  hoch,  und mit  den Fahrgeschäften ist  es nicht
anders. Für Erwachsene kostet eine Fahrt auf der „Alpinabahn“ 10€, so auch
eine  Runde  auf  dem  „Bayerntower“,  dem  „Chaos-Pendel“  oder  dem
„Hangover“.

Auch wenn das Oktoberfest breite Teile Münchens anzieht, und noch mehr
Besucher von außerhalb und aus dem Ausland, bleibt es dennoch eine Frage
des  Geldbeutels.  Wer  es  sich  nicht  leisten  kann,  mit  dem  Rest  der
Freundesgruppe ins Bierzelt zu gehen, am besten ausgestattet in Dirndl oder
Lederhosen, der kann auch mal Anschluss verlieren in der teuersten Stadt
Deutschlands.

Eine Umfrage aus dem Jahr 2023 untersuchte Meinungen zur Wiesn: Dabei
fallen einige Angaben ins Auge: Am meisten stören sich die Befragten an den
Preisen, Frauen und Männer sind sich in diesem Punkt ziemlich einig. An
zweiter Stelle folgen die Menschenmassen; laut der Umfrage sind diese für
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46% der Männer und 54% der Frauen ein negativer Faktor. Bereits hier
beginnt sich ein Verhältnis zu offenbaren, dass wiederholt auffällt: Frauen
und  Männer  empfinden  verschiedene  Wiesn-Facetten  unterschiedlich
störend.

So  fallen  den  befragten  Frauen  auch  die  vielen  Betrunkenen  deutlich
negativer auf als den Männern. Das mag daran liegen, dass sich Männer viel
eher  mit  dem  Wettrinken  und  dem  Kameradschaftlichen  Gefühl  des
gemeinsamen Kontrollverlustes identifizieren können, während Frauen viel
mehr um ihre Sicherheit bangen müssen. Denn in der Studie geben 21% der
Frauen an,  dass  sie  Sexuelle  Belästigung eng mit  der  Wiesn  verbinden,
während  das  für  nur  10%  der  Männer  ein  relevanter  Punkt  ist.  Der
Unterschied ist drastisch.

Was bedeutet also die Wiesn für FLINTA?

Sexuelle  Übergriffe  zur  Wiesnzeit  –  Wie
können  wir  uns  wehren?
Wenn man den offiziellen Statistiken zur Wiesn Glauben schenken möchte,
dann passieren jedes Jahr auf dem Volksfest meistens zwischen 50 und 100
Sexualdelikte – bei einer Besucher:innenzahl von etwa 6 Millionen.

Das ist natürlich eine absurd geringe Zahl, und jede Flinta Person, die je auf
der Wiesn war kann gegenüber dieser Statistik auch nur den Kopf schütteln.
Natürlich wird von einer hohen Dunkelziffer ausgegangen, und es handelt
sich bei diesen Fällen eben auch nur um die, die angezeigt wurden. Aber es
scheint  von  Seiten  der  Organisatoren  auch  niemand  ernsthaft  daran
interessiert zu sein, akkuratere Statistiken festzustellen und das Problem von
Übergriffen und (sexualisierter) Gewalt auf der Wiesn zu bekämpfen.

Hauptsache Bayern stellt jedes Jahr ein größeres Polizeiaufgebot damit sich
Besucher:innen „sicherer“ fühlen. Dieses Jahr sind es rund 600 Polizist:innen
und eine wachsende Zahl von Überwachungskameras.

Ansonsten gibt es auf dem Oktoberfest seit Jahren einen sogenannten Safe



Space „für Frauen* und Mädchen*“. Nach etwas Suchen findet man auf der
Webseite was es konkret  mit  den Sternchen auf  sich hat;  „Das Angebot
richtet sich an alle Personen, die sich als weiblich identifizieren. Non-binäre
Personen  sind  ebenfalls  willkommen“.  Wie  sehr  sich  Trans-Frauen  und
nichtbinäre Menschen bei  dieser Aufmachung willkommen fühlen ist  mal
dahin gestellt. Um den Safe Space zu erreichen, muss oftmals das ganze
Festgelände durchquert werden. Jährlich nutzen ein paar hundert Personen
diese Wiesn-Einrichtung. Ein paar hundert von sicherlich tausenden Frauen,
Mädchen  und  Nichtbinären  Personen,  die  sich  auf  der  Wiesn  in
Notsituationen  wiederfinden.

Richtig wohl kann man sich als weiblich gelesene Person auf der Wiesn kaum
fühlen,  wenn  regelmäßig  Schlagzeilen  wie  der  diesjährige  Upskirting-
Skandal erscheinen. Tausende voyeuristische Videos von Frauen auf dem
Teufelsrad denen unter den Rock gefilmt wurde tauchen im Internet auf.
Frauen wird nahegelegt, Radlerhosen unter dem Dirndl zu tragen um sich
selbst zu schützen; Inzwischen gibt es sogar Damenunterwäsche-Brands die
zur Oktoberfestzeit passende lange Unterhosen bewerben. Na dann ist ja gut.

Letztendlich stehen sich auf der Wiesn die Profitmaximierung und maximale
Sicherheit widersprüchlich gegenüber. Das Oktoberfest ist zu groß, zu voll
und zu  sehr  auf  ausgelassenen Kontrollverlust  ausgelegt  um gleichzeitig
Sicherheit  vor  sexuellen  Übergriffen  ernsthaft  gewährleisten  zu  können.
Außerdem  bleibt  in  den  Statistiken  zum  Oktoberfest  verschleiert,  dass
während der Wiesnzeit  nicht nur auf dem Festgelände vermehrt sexuelle
Übergriffe  geschehen,  sondern  auch  in  der  gesamten  Innenstadt,  in
öffentlichen  Verkehrsmitteln  etc..

Gleichzeitig  sind  viele  Selbstverteidigungsmethoden  in  Deutschland
kriminalisiert. Sogar das Mitführen von Pfefferspray, dass nicht explizit als
Abwehrspray  gegen  Tiere  gekennzeichnet  ist,  ist  illegal.  Bei  Übergriffen
heißt es danach immer wieder; Hast du denn Nein gesagt? Hast du dich denn
gewehrt? Aber wenn sich Flinta (oder Opfer sexualisierter Gewalt generell)
wirklich auf eine Art und Weise wehren, die ihre Sicherheit garantieren kann,
dann trifft sie oft die Gewalt des Staates.



Umso mehr werden organisierte Selbstverteidigungsstrukturen dämonisiert.
Denn sie sind ein Angriff auf das Machtmonopol des Staates. Stattdessen
wird von Polizei, bürgerlicher Presse und Erziehungsorganen wie der Schule
das Konzept von „Zivilcourage“ hochgehalten.

Was  unterscheidet  Zivilcourage  vom  Potenzial  unabhängiger
Selbstverteidigungsstrukturen?  Dafür  muss  man  den  Begriff  erst  mal
definieren: Zivilcourage wird in Gegensatz zum Bystander-Effekt gestellt. Sie
ist im Regelfall das Eingreifen Einzelner in eskalativen Situationen in der
Öffentlichkeit. Meistens soll nach dem direkten Eingreifen, in dem Gewalt
nur  verhältnismäßig  angewendet  werden  darf,  dann  die  Polizei  gerufen
werden um Recht walten zu lassen.

Zuletzt stand der Status von Zivilcourage gesellschaftlich im Diskurs, als der
sogenannte „Held von Aschaffenburg“, Ahmed Mohamed Odowaa, der noch
Anfang 2025 von Markus Söder für seine Zivilcourage geehrt worden war
von  Abschiebung  bedroht  wurde.  Der  einsame  Heldenstatus  schützt
letztendlich nicht, besonders wenn man rassistisch unterdrückt ist und in
Deutschland keine Staatsbürgerlichen Rechte besitzt.  Damit  ist  auch der
Mythos Zivilcourage einer den wir überwinden sollten: Es ist ein Begriff der
Mächtigen, ein Begriff der uns genau so viel Selbstermächtigung gestattet
wie nicht bedrohlich für das System ist. Wir dürfen bestenfalls der Polizei
zuarbeiten, aber auch nur innerhalb eines streng abgesteckten Rahmens.

Nun  ist  solidarisches  Eingreifen  sicher  nicht  verwerflich,  aber  als
Revolutionäre  ist  es  wichtig  gesamtgesellschaftliche  Perspektiven
aufzuwerfen, die sich nicht nur auf gute Einzeltaten und die Polizeigewalt
verlassen.  Deswegen  muss  die  Forderung  sein:  Unabhängige
Selbstverteidigungsstrukturen unter Kontrolle von Flinta und Arbeiter:innen.
Der  Aufbau  von  Gegenmacht  ist  notwendig  um  das  Machtmonopol  des
Staates  zu  überwinden  und  revolutionär  sowohl  Symptome  als  auch
Ursachen  von  sexistischer,  rassistischer  und  queer-feindlicher  Gewalt  zu
bekämpfen.



Die Wiesn und nationale Identität – Wer nutzt
die Wiesn und Wiesn-Tracht politisch?
Die Geschichte des Oktoberfests und vor allem von Wiesn-Tracht sind tief mit
der Frage nationaler Identität und einem komplexen Erbe verflochten.

Denn  wenn  heute  POC  Dirndl  und  Lederhosen  tragen,  müssen  sie  mit
rassistischen  Anfeindungen  rechnen.  Ironischerweise  beschwören  dann
Rechte auf einmal Debatten um kulturelle Aneignung herauf. Rassismus ist
auf  der  Wiesn allgegenwärtig  und der  Diskurs  darum wird noch stärker
verdrängt als der um Sexistische Gewalt. Am Wiesengelände wirbt gerade
ein Plakat der Bayerischen Polizei mit dem Slogan „Vielfalt, aber sicher!“ der
schon fast wie eine dogwhistle rüberkommt. Als wäre das einschneidendste
Wiesn-Ereignis, das Oktoberfestattentat 1980 kein rechtsradikales gewesen…

Wenn  sich  heute  hauptsächlich  rechte  Politiker:innen  in  Wiesn-Tracht
ablichten lassen und sich Teile der Identitären Bewegung als „Lederhosen
Revolte“ bezeichnen, dann ist das nicht ganz zufällig. Generell hat Tracht
schon immer etwas mit Tradition und nationaler Identität zu tun; zwei Dinge
auf die sich in Deutschland vor allem Rechte berufen.

Die Tradition gerade des Dirndls ist aber eine sehr fragwürdige. Denn das
Dirdl wurde nicht schon immer als Tracht angesehen. Es entstand viel mehr
aus einer Phantasie von ländlicher Idylle, in die das städtische Bürgertum
des späteren 19. Jahrhunderts eintauchen wollte: Im Zuge der sogenannten
„Sommerfrische“-Urlaube  und  -Ausflüge  entstand  bei  bürgerliche  Frauen
Nachfrage nach ländlich anmutenden Sommerkleidern.

Das  frühe  Dirndl  war  also  ein  Modetrend.  Die  Nachfrage  konnte  durch
industriell  gefertigte  und  eingefärbte  Stoffe  gedeckt  werden  von
Unternehmern wie den Brüdern Wallach, die in München das sogenannte
„Trachtenhaus Wallach“ eröffneten. Die Brüder selbst kamen aus Bielefeld
und das Trachtenhaus hatte auch nicht wirklich viel mit Tracht im Sinne von
Tradition zu tun, das sollte sich aber spätestens mit der Machtergreifung der
Nationalsozialisten  ändern.  Die  erhoben  das  Dirndl  nun  offiziell  in  den
Trachtenstatus  um  einen  Mythos  um  eine  uralte  einheitliche  deutsche



Identität  zu  befeuern.  Die  österreichische  Nationalsozialistin  Gertrud
Pesendorfer  wurde „Reichsbeauftragte  für  Trachtenarbeit“  und gestaltete
das  Dirdl  so  um  wie  wir  es  auch  heute  noch  kennen:  Kürzerer  Rock,
Betonung von Taille und Brust,  weiße Bluse. Das Dirndl sollte erotischer
wirken als herkömmliche Tracht, es sollte das Bild der fruchtbaren deutschen
Frau stärken. Die jüdischen Brüder Wallach dagegen mussten Deutschland
verlassen.

Schon damals wurde die Frage gestellt; Wer darf Dirndl tragen? Im letzten
Jahrhundert wurden vor allem jüdische Menschen von dieser neuen Tracht
ausgeschlossen, heute werden POC und vor allem muslimische Menschen für
das Tragen einer Tracht angegriffen, die letztendlich damals wie heute ein
Modegewand ist. Es war übrigens noch vor ein paar Jahrzehnten auch nicht
üblich, dass alle auf der Wiesn „Tracht“ tragen, aber wenn sich der Trend so
entwickelt,  warum sollen dann POC (und die vielen ausländischen Wiesn-
Gäste, die weil sie weiß sind, nicht als fremd wahrgenommen werden) daran
nicht teilnehmen dürfen?

Und irgendwie hatten die Nazis Erfolg ja mit ihrer Propaganda. Wenn man
heute in Google „german stereotype“ eingibt spuckt die Suchmaschine Bilder
von Bier, Brezen, Jägerhüten, Lederhosen und Dirndl aus. Das Oktoberfest
spiegelt eine spannende Geschichte von Kommerzialisierung von Tradition
wieder, die mit Vereinfachung für den Weltmarkt einhergeht. Aber das Dirndl
selbst musste gar nicht erst durch Kommerzialisierung vereinfacht werden:
Es  war  von  Anfang  an  eine  modische  Synthese  verschiedener  Trachten-
Traditionen die im Nationalsozialismus ideologisch überhöht wurde.

Rassismus, Nationalismus, Militarismus
Gerade  in  einer  Zeit  in  der  die  AfD  Wahlen  gewinnt  und  alle  anderen
Parteien ihr an Rassismus nacheifern, gerade in einer Zeit in der autoritärer
Staatsumbau mit der Sicherheitsfrage gerechtfertigt wird, gerade in einer
Zeit in der in Deutschland die Wehrpflicht Stück für Stück wieder eingeführt
wird,  werden Events  wie  das  Oktoberfest  wieder  zunehmend ideologisch
durchdrungen. Als Linke müssen wir und gegen sexistische und rassistische
Gewalt  rund  um  die  Wiesn  stellen  aber  auch  darüber  hinaus  die



Instrumentalisierung  von  Tradition  kritisch  beleuchten.

Die  immer  größeren Befugnisse  der  Polizei  und der  Ausbau von breiter
Überwachung werden  auch  auf  dem Oktoberfest  weiter  ausprobiert  und
normalisiert. Und auch wenn die Wiesn für viele heute eher ein spaßiger
„Trachten-Fasching“ ist, ist sie dennoch sowohl historisch als auch heute in
nationalistische Projekte verwickelt.

Für den Aufbau von Selbstverteidigungsstrukturen gegen sexistische,
rassistische und queer-feindliche Gewalt unter Arbeiter:innenkontrolle
u n d  d e r  d e r  B e t r o f f e n e n !  F ü r  u n a b h ä n g i g e  A n t i -
Diskriminierungsstellen  in  Schulen  und  Betrieben!
Gegen  die  fortlaufende  rechte  Instrumentalisierung  des
Oktoberfestes!
Gegen Überwachungsstaat, Polizeigewalt und Megakommerz!

Schularbeit in München
von REVO München, aus der REVOLUTION Zeitung Mai 2026, 1 Minute
Lesezeit

In München haben wir im Zuge des Schulstreiks gegen die Wehrpflicht an
drei Schulen gearbeitet! An der Montessori FOS gab es mehrere Treffen, um
das Thema Militarisierung und Aufrüstung mit der Schüler_Innenschaft zu
diskutieren. Dabei haben wir geflyert und einige Schüler:innen zum streiken
gegen den Kriegskurs der BRD gebracht.

Am  ASAM  Gymnas ium  s ind  wir  dabe i ,  gemeinsam  mi t  dem
Schulstreikbündnis  und  der  SDAJ  eine  unabhängige  Schüler:Innengruppe
aufzubauen,  wobei  es  Infostände  und  gemeinsames  Bannermalen  in  der
Schule vor dem Schulstreik gab.
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Am  Theodolinden  Gymnasium  (TLG)  haben  wir  gemeinsam  mit  der
Aktionsgruppe  TLG  einige  kreativ  Aktionen  durchgeführt!  Die  gesamte
Schule wurde mit eigenen Plakatenbeklebt, welche die ganze Schule über
den wirklichen Charakter dieser Aufrüstung und den Imperialismus der von
diesem Staat ausgeht informiert und dagegen agitiert. Die Mensa wurde mit
brennenden, gebastelten Panzern dekoriert und zugeflyert. Ein Bannerdropp
vor dem Streik konnte leider erfolgreich von der Schulleitung verhindert
werden, aber wir bleiben kämpferisch und wollen am Streik am 08.05. noch
mehr werden!

Außerdem haben wir gemeinsam mit dem Schulstreikbündnis an Schulen, die
von Jugendoffizieren besucht wurden, gegen diese mit  Flyeraktionen und
Infoständen agitiert.

Bundeswehr  raus  aus  unseren  Schulen!  Nieder  mit  Wehrpflicht,
Militarisierung  und  dem  deutschen  Imperialismus!

Nein  zum  Gender-Verbot  an
Schulen!
von  Erik  Likedeeler,  REVOLUTION,  Fight!  März  2024  (aufgrund  der
Gesetzesänderung in Bayern leicht angepasst am 21. März 2024 im Vergleich
zur Print-Ausgabe )

Es klingt absurd, ist aber wahr: der bayerische Ministerrat und Sachsens
Kultusministerium haben sich dazu entschieden, eine geschlechtergerechte
Sprache in Form von Sternchen, Doppelpunkt und Binnen-I an Schulen, in
Unis  und  an  Behörden  (Bayern)  sowie  an  Schulen  und  deren  Behörden
(Sachsen)  zu  verbieten.  Der  thüringische  Landtag  hat  beschlossen,  dass
Landesregierung,  Ministerien,  Schulen,  Universitäten  und  der  öffentliche
Rundfunk nicht mehr „gendern“ dürfen. Auch in Niederösterreich haben ÖVP

https://onesolutionrevolution.de/nein-zum-gender-verbot-an-schulen/
https://onesolutionrevolution.de/nein-zum-gender-verbot-an-schulen/


und FPÖ durchgesetzt, dass die Nutzung von Sternchen und Binnen-I in den
Landesbehörden untersagt wird. Ein FPÖ-Sprecher betonte, es gehe darum,
den „Wahnsinn des Genderns“ zu beenden.  Diese Gender-Verbote stellen
eine  weitere  Folge  des  gesamtgesellschaftlichen  Rechtsrucks  in  unseren
Schulen dar. Sie sind eingebettet in einen internationalen Rollback gegen die
Rechte von Frauen und queeren Personen, wie die Angriffe auf das Recht auf
Abtreibung  in  den  USA  oder  Italien  oder  gesetzliche  Verbote  für
gesch lechtsang le i chende  Maßnahmen  oder  Verbote  von
gleichgeschlechtlichen Ehen/Partnerschaften in osteuropäischen Staaten. So
haben Rechtspopulist:innen auf der ganzen Welt die sogenannte „Trans- und
Gender-Lobby“ zu einem ihrer Hauptfeinde erklärt.  Auch unsere Schulen
werden zur Zielscheibe ihrer Angriffe. Die zunehmenden Verwerfungen der
kapitalistischen Krisen machen Teile des Kleinbürgertums und deklassierter
Arbeiter:innen anfällig für diese Ideologie. So sorgen Inflation, zunehmende
Konkurrenz, drohender Arbeitsplatzverlust und Sozialabbau dafür, dass viele
Cis-Männer ihre zugewiesene Rolle des heldenhaften und starken Ernährers
nicht  mehr  erfüllen  können.  Die  Angst  vor  dem männlichen Macht-  und
Identitätsverlust  wird  zu  einem  rechten  Kulturkampf  umgeformt.  Die
Rückkehr zu konservativen Wertvorstellungen, zu einer Welt, in der doch
alles noch besser war, wird ihnen dabei als Lösung verkauft. Der Wirbel um
den  angeblichen  „Wahnsinn  des  Genderns“  dient  als  Ablenkung  vom
eigentlichen sozialen Elend. Doch auch die klassenlose Individualisierung des
Kampfes  um  symbolische  Repräsentation  soll  uns  davon  abhalten,  die
eigenen  Klassenunterdrückungen  zu  erkennen.  

Den Rechtspopulist:innen geht es also nicht um eine vermeintlich „richtige“
oder  „einfachere“  Sprache.  Es  geht  ihnen  darum,  Frauen  und  Queers
unsichtbarer zu machen und zurückzudrängen. Dabei greifen sie tief in die
Mottenkiste  der  homophoben und sexistischen Vorurteile,  indem sie  ihre
Gender-Verbote damit begründen, dass es angeblich die Kinder verwirre oder
in  ihrer  Entwicklung  beeinträchtige.  Unter  dem  Schlagwort
„Frühsexualisierung“ wird nicht  nur  Jagd auf  Gender-Sternchen,  sondern
auch  auf  die  gleichberechtigte  Darstellung  gleichgeschlechtlicher
Beziehungsmodelle im Unterricht gemacht. Die angeblichen Interessen der
Schüler:innen  werden  hier  argumentativ  ins  Feld  geführt,  ohne  dass



überhaupt die Schüler:innen gefragt wurden. Für den Kampf in der Schule
bedeutet  dies,  dass  wir  uns  nicht  auf  die  Bildungsministerien  verlassen
können. Jede Errungenschaft kann scheinbar mit einem Regierungswechsel
wieder  zunichte  gemacht  werden.  Schüler:innen  müssen  also  selbst  die
Frage der Kontrolle über Lehrpläne und Verhaltensregeln in den Schulen
stellen, um das Vordringen rechter und queerfeindlicher Ideologie in unsere
Schulen zu stoppen. Was wir für eine gerechte und inklusive Bildung wirklich
brauchen,  sind  Lehrpläne  unter  demokratischer  Kontrolle  von
Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  sowie  Lehrer:innen  und
Schüler:innen. Selbige müssen selbstverwaltete Antidiskriminierungsstellen
an  den  Schulen  erkämpfen,  um  den  Schutz  von  Mädchen,  Frauen  und
queeren Personen an den Schulen zu garantieren. Es ist nicht das Gendern,
was Schüler:innen Probleme bereitet,  sondern es  ist  ein  kaputtgespartes
Bildungssystem, Lehrer:innenmangel und steigender Leistungsdruck. Doch
die bayerische Regierung, das sächsische Bildungsministerium oder die FPÖ
denken nicht einmal im Traum daran, an dieser Bildungsmisere etwas zu
verändern. Dieser Umstand entlarvt nur noch mehr, dass es ihnen lediglich
um den Kampf um ideologische Vorherrschaft und das Zurückdrängen von
Frauen und LGBTIA geht. Doch auch Sachsens Lehrerverband (nicht jedoch
die Gewerkschaft GEW!) sieht positiv, dass das Gender-Verbot „Klarheit“ und
„Barrierefreiheit“ bringen würde. Der Sprecher der FPÖ führte sogar die
„Integration“ von Migrant:innen als Grund dafür an, wieso die Partei es bei
„einfachen und verständlichen“ Sprachregeln belassen will.

In sprachwissenschaftlichen Studien konnte das Argument jedoch widerlegt
werden,  dass  Gendern  für  das  Gehirn  mühsam  wäre  oder  zusätzlichen
Aufwand  bedeuten  würde.  Anders  als  häufig  angenommen  führen
geschlechtergerechte Formulierungen nicht  zu langsamerer  Verarbeitung,
schwächerer  Erinnerungsleistung  oder  schlechterer  Lesbarkeit.  Das
Maskulinum hingegen führt durchaus zu Zögern bei der Verarbeitung und
langsamer Reaktion, sobald es geschlechtsübergreifend gemeint ist.

Gleichzeitig sollten wir auch als Linke nicht



der Illusion verfallen, dass ein bloßes Ändern
unserer  Sprache  automatisch  zu  einer
tatsächlichen Überwindung gesellschaftlicher
Unterdrückungsverhältnisse  führt.  Selbst,
wenn  nun  mehr  Leute  geschlechtergerechte
Sprache benutzen, ändert dies leider wenig am
Gender-Pay-Gap  oder  an  der  Tatsache,  dass
Frauen immer noch einen Großteil der Haus-
und Care-Arbeit leisten.
Anstatt jedoch wie manche Linke den “Kampf um eine inklusive Sprache”
abzulehnen,  sollten wir  diesen viel  eher  in  den Klassenkampf  einbinden.
Denn  in  Begriffen  stecken  implizite  Sichtweisen  und  Wertungen,  die
beeinflussen können, wie wir bestimmte Gruppen und Ereignisse betrachten.
Im  besten  Fall  kann  das  Verwenden  einer  bestimmten  Sprache  unsere
Sichtweisen  einer  breiteren  Masse  leichter  zugänglich  machen.  Zudem
vermittelt inklusive Sprache zusätzlich diskriminierten Personen, dass wir
ihre  Unterdrückung  anerkennen  und  unsere  Befreiungsbewegungen
zusammendenken. In diesem Sinne dürfen wir uns keinesfalls der rechten
Verbotskultur  beugen,  sondern  müssen  dem  Gender-Verbot  den  Kampf
ansagen! Denn das, was der bürgerliche Staat als Vertreter des Kapitals am
meisten zu fürchten hat, ist eine Arbeiter:innenklasse und Jugend, die sich
ihrer gemeinsamen Interessen bewusst ist und gegen die wahren Ursachen
ihres Elends ankämpft.

Seid  ihr  an  eurer  Schule  davon  betroffen?
Organisiert euch gegen das Verbot und werdet
an eurer Schule aktiv! Wir unterstützen euch
gerne,  auch  bei  allen  anderen  politischen



Fragen an der Schule!

5 Fragen und 5 Antworten zum
Wahlergebnis im CSU-Land
 Christian Mayer

Erwartet uns nach den Verlusten der CSU eine neue Politik in Bayern?

Nach  der  Wahl  ist  vor  der  Regierungsbildung:  Auch  wenn  die  CSU ihr
schlechtestes  Ergebnis  bei  einer  Landtagswahl  in  Bayern  seit  1950
eingefahren  hat,  so  wird  sie  doch  weiterhin  an  der  Regierung  bleiben.
Allerdings ist sie auf einen Koalitionspartner angewiesen. An der politischen
Situation in Bayern wird das jedoch wenig ändern. Die CSU wird dieselbe
rassistische  Hetzjagd  gegen  Refugees  und  Migrant_Innen  weiterhin
betreiben,  ebenso  wie  ihr  Geschwafel  von  einer  „deutschen  Leitkultur“
beibehalten. Wie diese viel beschworene „deutsche“ oder auch „bayerische“
Leitkultur aussieht, kann man sich jedes Jahr auf dem Münchner Oktoberfest
ansehen.

Wahrscheinlich ist,  dass  die  CSU am Ende mit  den rechts-konservativen
„Freien Wählern“ eine Koalition eingehen wird. Mit dieser Partei haben sie
die  inhaltlich  größte  Übereinstimmung  und  auch  fast  die  gleiche
Wähler_Innenbasis.

Doch nicht nur die Hetzjagd aus der Landesregierung wird unvermindert
weitergehen, gerade dadurch, dass sowohl CSU als auch Freie Wähler beide
für schnellere Abschiebungen in „sichere Herkunftsstaaten“ sind. Gerade die
AfD, welche mit 11% den Einzug in den bayerischen Landtag geschafft hat,
wird  diesen  wie  auch  schon  den  Bundestag  sowie  die  restlichen  14
Landesparlamente  in  denen sie  bereits  vertreten  ist,  als  Bühne für  ihre
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rassistische und nationalistische Hetze gegen Migrant_Innen, Refugees und
Linke benutzen, um sowohl CSU als auch Freie Wähler noch weiter nach
rechts  zu  drücken.  Obwohl  die  CSU versucht  hat,  ihre  Wähler_Innen zu
halten, indem sie noch rechtere Positionen von der AfD übernommen hat,
konnte letztlich nur die AfD selbst davon profitieren.

 

Warum ist die SPD so krass abgestürzt?

Die größte Verliererin der Landtagswahl in Bayern ist die SPD mit gerade
mal  9,6%.  Traditionell  ist  die  SPD bei  Wahlen in  Bayern  sehr  schwach,
allerdings gelang es ihr in der Vergangenheit zumindest im zweistelligen
Prozentbereich zu bleiben, auch wenn es auf die Politik in Bayern fast keine
Auswirkungen hatte.  Doch dieses Ergebnis  aus diesem Jahr ist  eine fast
schon historische Katastrophe.

Das  Ergebnis  in  Bayern,  in  den  anderen  Bundesländern  und  auch  auf
Bundesebene zeigt sehr deutlich, dass die reformistische Politik der SPD im
Sinne des Kapitals nur eines bedeuten kann: politischen Selbstmord. Soziale
Angriffe wie die Agenda 2010-Reformen oder auch Hartz IV führten dazu,
dass breite Schichten der Arbeiter_Innenklasse verarmt sind und in schlecht
bezahlte Jobs wie Leiharbeit, Werksverträge, Minijobs auf 450 €-Basis usw.,
abgerutscht  sind.  Aber  auch  Teile  des  Kleinbürgertums,  wie  z.B.
Selbstständige,  sind seit  der Wirtschaftskrise von einem sozialen Abstieg
bedroht.  Diese  Schichten,  welche  die  SPD  früher  für  sich  mobilisieren
konnte, wenden sich seit einigen Jahren konsequent enttäuscht von ihr ab.
Viele sind auch Verlierer_Innen der Globalisierung.

Weitere soziale Angriffe wie z.B. der Abbau des Pflegesystems oder auch der
Verkauf von ehemals kommunalem Wohneigentum an private Investor_Innen,
welche die Mieten durch die Decke jagten, taten dabei ihr Übriges. Gerade in
den  ehemaligen  Arbeiter_Innenvierteln  in  München,  welche  einst  SPD-
Hochburgen  waren,  musste  die  SPD  enorme  Verluste  hinnehmen.  Auch
aufgrund der immer weiter steigenden Mieten, welche sich die vormaligen
Mieter_Innen nicht mehr leisten konnten und dadurch an den Stadtrand oder



in das Umland verdrängt wurden.

Während  die  SPD  also  einen  Verrat  nach  dem  anderen  an  ihrer
ursprünglichen  Wähler_Innenschaft  begeht,  schafft  es  die  AfD  mit  ihren
rechtspopulistischen  Slogans  genau  diese  Menschen  einzusammeln.  Hier
versucht sich die AfD als Partei der „kleinen Leute“ darzustellen, dabei steht
sie mit ihrer neoliberalen, sexistischen und rassistischen Politik praktisch
ganz  klar  auf  der  Seite  des  Kapitals.  Enttäuschte  und  prekarisierte
Arbeier_innen und Selbstständige versucht sie dann damit zu ködern, indem
deren  soziale  Ängste  gegen  Geflüchtete  und  Migrant_Innen  ausgespielt
werden. Dadurch entsteht nicht nur Sozialneid sondern auch ein „Wir-gegen-
die“ Gefühl, welches dann der Nährboden ist, auf dem sich dann auch offene
Faschist_Innen recht wohl fühlen. Chemnitz hat uns gezeigt, welche braune
Scheiße aus diesem Nährboden erwachsen kann.

 

Gibt es neue Hoffnung durch die Wahlerfolge der Grünen?

 Die Tatsache, dass die Grünen schon jetzt mit einer Koalition mit der CSU
liebäugeln  zeigt  uns  schon,  dass  wir  von  den  Wannabe-Ökos  nicht  viel
erwarten können. Dabei konnten die Grünen ein beachtliches Ergebnis bei
der Landtagswahl einfahren. Ganze 17,5% erreichte die einstige Öko-und
Friedenspartei,  wobei  sie  sich  von  diesen  Prinzipien  schon  seit  langem
verabschiedet hat. Vom Image der Friedenspartei wurde sich schon 1999 mit
der  Zustimmung  zum Jugoslawienkrieg  verabschiedet.  Damit  wollten  die
Grünen dem deutschen Kapital gleichzeitig ganz praktisch beweisen, dass
man „regierungsfähig“ sei.

Am Image der Ökopartei versuchen sie immer noch fest zu halten, was aber
nicht so ganz gelingt. So waren es die Grünen, welche zusammen mit der
SPD  in  NRW  vor  zwei  Jahren  der  Rodung  der  restlichen  200  m²  des
Hambacher  Forstes  durch  RWE  zustimmten  und  auch  in  Baden-
Württemberg, wo ein grüner Ministerpräsident seit inzwischen sieben Jahren
regiert,  ist  man sich nicht zu schade, vor der Autoindustrie beim Thema
„Fahrverbote  für  alte,  umwelt-  und  gesundheitsschädliche  Dieselautos“



einzuknicken.

In  Bayern  haben  die  Grünen  ihre  meisten  Zugewinne  übrigens  von
ehemaligen  CSU-Wähler_innen  bekommen,  die  nicht  ganz  so  weit  nach
rechts gehen wollten. Dieser Sprung ist hier auch gar nicht so groß, denn
auch die Grünen stehen für eine rassistische Abschiebepolitik – das Ganze
müsse dabei  nur  möglichst  „human“ ablaufen.  Wir  fragen uns an dieser
Stelle,  wie  man  denn  ganz  „human“  Schutzsuchende  in  Kriegsgebiete,
politische Verfolgung oder Armut zurückschicken kann.

 

Was macht eigentlich die Linkspartei?

 Ausnahmsweise mal wenig überraschend ist das Ergebnis der Linkspartei in
Bayern. Erst zum dritten Mal angetreten, konnten sie gerade einmal 3,2%
holen und verpassten damit erneut den Einzug in den bayerischen Landtag.
Dies hat mehrere Gründe:

Zum einen ist  die Linkspartei  in Süddeutschland traditionell  schwach (in
Bayern wie auch in Baden-Württemberg kam man selten auch nur in die
Nähe der 5%-Hürde), zum anderen können sie kaum auf Verankerung in der
Arbeiter_Innenklasse zurückgreifen. Letzteres liegt vorwiegend daran, dass
die SPD seit  Jahrzehnten die Gewerkschaften unter ihrer politischen wie
ideologischen  Kontrolle  hat  und  somit  eine  zweite,  reformistische  Partei
eigentlich überflüssig ist.

Andererseits hat es die Linkspartei, in Bayern wie auch auf Bundesebene,
nicht geschafft, eine klare und linke Alternative darzustellen, um von der
Unzufriedenheit der breiten Masse der SPD-Anhänger_Innen profitieren zu
können. Auch der seit längerem schwelende Führungsstreit innerhalb der
Linkspartei macht diese nicht gerade attraktiver.

Doch auch die restliche, radikale Linke ist nicht in der Lage, die Leute für
sich zu gewinnen. Neben den üblichen politischen Scharmützeln, welche man
sich szeneintern gerne liefert, ist die (radikale) Linke sowohl in Bayern wie
auch im restlichen Land nicht ansatzweise fähig, sich gemeinsam gegen den



gesellschaftlichen  Rechtsruck  zu  organisieren.  Es  fehlt  dabei  an
gemeinsamen Aktionen und kontroversen Diskussionen über die Perspektive
der bestehenden Kämpfe.

 

In Bayern gibt`s doch aber gerade auch viele Proteste! Wie können
diese Potentiale für den emanzipatorischen Kampf genutzt werden?

 Dass mit einem Kreuzchen auf dem Wahlzettel alle vier Jahre noch nicht viel
erreicht ist, haben auch in Bayern in den letzten Monaten 10 000 Menschen
gemerkt.  Massendemonstrationen  gegen  die  AfD,  gegen  das  neue
Polizeiaufgabengesetz  oder  gegen Abschiebungen haben gezeigt,  dass  es
etliche Menschen gibt, die bereit sind zu kämpfen. Auch im Bundesgebiet
waren zuletzt  in Großdemos wie #Unteilbar oder gegen die Rodung des
Hambacher Forstes mehrere hunderttausend Menschen auf  den Straßen!
Wenn wir diese Potentiale nutzen wollen, um tatsächlich etwas zu reißen,
müssen wir diese Kräfte miteinander verbinden. Die Aktionen waren super
aber aktuell auch noch eher symbolisch. Wir brauchen Aktionskonferenzen
mit Vertreter_innen aller Proteste, um eine tatsächliche Bewegung daraus zu
starten. Gemeinsam können wir unsere Kräfte bündeln und auch verhindern,
dass sich offen bürgerliche Kräfte reinzecken und die Proteste für ihre Politik
vereinnahmen. Eine solche Bewegung braucht, um erfolgreich zu sein, eine
antikapitalistische Perspektive, denn rassistische Hetze, soziale Spaltung, die
Verschärfung  der  Repressionsmaßnahmen  sowie  Klima-  und
Umweltzerstörung  haben  eine  gemeinsame  Ursache.

Nur ein vereinter Kampf gegen dieses System und seine Auswirkungen kann
letztendlich dazu führen, dass wir nicht nur die Regierung in Bayern und in
Deutschland  stürzen,  sondern  dies  kann  auch  der  Auftakt  zu  einer
Gegenbewegung gegen das System als Ganzes werden. Deshalb rufen wir
nicht nur alle Jugendlichen und jungen Erwachsenen auf, sich an unserem
Kampf  zu  beteiligen,  sondern  auch  alle  anderen  Organisationen  der
Arbeiter_Innenklasse.  Nur  gemeinsam  können  wir  erfolgreich  sein.


